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E nde des Monats, wenn die Münch-
ner Sicherheitskonferenz zum 50.
Mal tagt, ist Deutschland wieder

einmal das Zentrum der internationa-
len Politik. Dies allerdings nur für 48
Stunden, denn in der Praxis hat sich un-
ser Land in eine sicherheitspolitische
Passivität begeben, die seiner Rolle als
bevölkerungsreichster Staat Europas
und als eine global führende Wirt-
schaftsmacht nicht entspricht.

In Afghanistan haben wir unseren
Einsatz frühzeitig auf den Norden sowie
die Hauptstadt Kabul beschränkt und
die wirklich gefährlichen Regionen dau-
erhaft unseren Verbündeten überlassen.
Dass die Bundeswehr am Ende doch
kämpfen musste und dies auch hervor-
ragend tat, war eigentlich gar nicht ge-
plant. Und selbst dann mussten unsere
Partner (wie 2009 in der Bombennacht
bei Kundus) noch die Luftnahunterstüt-
zung übernehmen, weil Regierung und
Bundestag ausgeschlossen hatten, eige-
ne Flugzeuge einzusetzen.

Als 2011 in Libyen ein Massaker der
Regierungstruppen an Rebellen im
Nordosten des Landes bevorstand, trug
die Bundesregierung eine Resolution
des UN-Sicherheitsrates zu Gunsten ei-
ner militärischen Intervention nicht
mit, während sogar China und Russland
ihre Zustimmung gegeben hatten. Fran-
zosen, Schweden, Briten, Italiener, Nor-
weger, Amerikaner und andere Verbün-
dete mussten in der Operation Unified
Protector ohne uns handeln.

In Mali verhinderte Frankreich, ge-
stützt auf die UN-Resolution 2085, mit
seiner beherzten Operation Serval,
dass islamistische und terroristische
Gruppierungen das Land überrannten.
Im Bundestag dankte die Bundesregie-
rung ausdrücklich dafür und betonte
das europäische Interesse an diesem
Einsatz. Dennoch war sie nicht bereit,
Frankreich bei diesem Einsatz auch mit
Kampftruppen zu entlasten oder mit
dem Einsatz eines Deutsch-Französi-
schen Kampfverbandes, der als EU-
Battlegroup bereitstand, ein europäi-
sches Zeichen zu setzen.

Die Rolle, die Deutschland bei die-
sen und anderen Gelegenheiten spielte,
ist eine unwürdige Rolle. Denn militä-
risch nur das Nötigste und vermeintlich
Gesichtswahrende zu tun, bleibt hinter
unseren Möglichkeiten zurück.

Sie ist auch unmoralisch, denn sie
bürdet schwächeren Partnern, zumal in
Zeiten haushalterischer Notlagen, Auf-
gaben und Lasten auf, die wir selbst
nicht tragen wollen, von deren Erfül-
lung wir aber profitieren.

Schließlich ist es auch eine uneuro-
päische Haltung, die den Zusammen-
halt in der Allianz und der EU gefähr-
det. Denn eines ist offensichtlich: Hät-
ten sich alle Staaten verhalten wie
Deutschland, wäre Afghanistan heute
in einer noch schwierigeren Lage. Viele
der vom damaligen Außenminister Wes-
terwelle geherzten Menschen im liby-
schen Misrata wären vorher ermordet

worden. Und Mali wäre in die Hände
der Islamisten gefallen mit schlimmen
Folgen für das Land und die Region.

Auch die Zentralafrikanische Repu-
blik wäre jüngst zu einem Schlachtfeld
mit noch mehr Morden und ethnischen
Vertreibungen geworden, versuchten
Franzosen und Afrikaner nicht gemein-
sam, der Gewalt Einheit zu gebieten.

Für die neue Bundesregierung ist es
an der Zeit, die wohlfeile Rhetorik über
Deutschlands Verantwortung zu been-
den und stattdessen ernsthaft Verant-
wortung zu übernehmen. Deutschland
besitzt dafür genügend Ressourcen und
fähige, bestens ausgebildete Streitkräf-
te. Eine Richtschnur kann dabei die Er-
fahrung der neunziger Jahre bieten. Da-
mals, in einer eher schwierigeren in-
nen- und außenpolitischen Lage, galt
zumindest für das Bundesministerium
der Verteidigung: Um unsere nationale
strategische Handlungsfähigkeit zu
wahren, benötigen wir starke Bündnis-
se. Diese können aber nur dauerhaft
funktionieren, wenn darin eine faire
Lastenteilung, aber auch eine faire Risi-
koteilung besteht. Und wir müssen zu
einer auch strukturell engeren Zusam-
menarbeit finden, um die dramatisch
sinkenden europäischen Ressourcen
und Fähigkeiten für die Verteidigung
zu bündeln.

Wenn Deutschland sich dessen be-
sinnt, gewinnt es nicht nur an Einfluss.
Es werden auch immer mehr Partner be-
reit sein, sich auf arbeitsteilig organi-

sierte oder gemeinsam genutzte militä-
rische Fähigkeiten einzulassen, wie sie
Pooling and Sharing in der EU, und
Smart Defence sowie das deutsche
„Rahmennationen-Konzept“ im Bünd-
nis vorsehen.

Was ist zu tun? Erstens, die Bundes-
regierung sollte die französischen Kräf-
te in Mali im Rahmen einer EU-Missi-
on im Kampf gegen und Schutz vor isla-
mistischen Kräften für die Dauer eines
Jahres signifikant entlasten. Die jetzt
diskutierten Pläne greifen noch zu
kurz. Zweitens, die Bundesregierung
sollte sich zum Ziel setzen, bis zum
Ende der Legislaturperiode eine Reihe
signifikanter multinationaler Projekte
in den Bereichen Pooling and Sharing
zu beginnen, um den Startschuss für
eine arbeitsteilig organisierte europäi-
sche Verteidigung zu geben. Und drit-
tens muss der europäische Rüstungs-
markt konsolidiert werden, damit Euro-
pa sich nicht länger selbst Konkurrenz
macht, aber international eine Techno-
logieführerschaft behält.

Kurzum: In einer Zeit, in der die Ver-
einigten Staaten ihr Engagement für Eu-
ropa reduzieren und viele Staaten der
EU finanziell am Ende sind, ist es die
Aufgabe des Starken, mit Beispiel zu
führen und Europas Handlungsfähig-
keit zu sichern. Deutschland muss füh-
ren, damit Europa nicht schwächer
wird.

Der Autor war Verteidigungsminister und CDU-
Generalsekretär.

M ilitäreinsätze in entlegenen Län-
dern sind nicht beliebt – nicht in

Amerika, Frankreich oder Großbritan-
nien, und schon gar nicht in Deutsch-
land. Hinzuzufügen ist: Ihr Erfolg
bleibt meist hinter den Erwartungen
oder Hoffnungen zurück. Soll oder darf
man deshalb die Hände in den Schoß le-
gen, wenn Dschihadisten und Terroris-
ten dabei sind, ein afrikanisches Land
wie Mali zu übernehmen? Kann man
einfach auf die Seite schauen, wenn in
der Zentralafrikanischen Republik ein
Großteil der Bevölkerung auf der
Flucht ist und Tausende schon ermor-
det wurden? Im Gegensatz zu dem Bür-
gerkrieg in Syrien, der inzwischen die
Landesgrenzen überschritten hat und
eine regional-strategische Dimension
besitzt, lassen sich die Konflikte in
Mali oder in Zentralafrika einigerma-
ßen isolieren. Sie berühren Europa al-
lerdings insofern, als wir ihre Folgen zu
spüren bekommen – und seien es „nur“
die Flüchtlinge, deren Schicksal im Mit-
telmeer allgemein beklagt wird.

Festzustellen ist, dass keine europäi-
sche Macht auf sich allein gestellt die
Fähigkeiten hat, mehrere solcher Ein-
sätze zu bewältigen. Zusammenarbeit
tut also not. Das Abseitsstehen
Deutschlands als historisch legitimier-
te „Kultur der Zurückhaltung“ zu recht-
fertigen riecht inzwischen arg nach
Ausrede. Das heißt nicht, dass die Bun-
deswehr genau das tun muss, was etwa
Afrika-erfahrene französische Trup-
pen tun können. Aber sie sollte sich
nach Maßgabe ihrer Möglichkeiten
und Fähigkeiten an solchen Missionen
beteiligen. Bei politischen Lösungen
können die Europäer nur mithelfen;
militärischer Ruhm ist nicht zu erwar-
ten. Aber Gewaltexzesse zu verhin-
dern ist auch eine Aufgabe, die lohnt.

Exzesse verhindern
Von Günther Nonnenmacher

Der ADAC wird von seinen Mitglie-
dern kontrolliert, jedenfalls theore-
tisch. Wie jeder Verein hat auch der
mächtige deutsche Autofahrerclub
eine Satzung. Das höchste Gremium
ist die Hauptversammlung, die über
Satzungsänderungen, den Jahresab-
schluss und das Präsidium entscheidet.
In Wahrheit jedoch bestimmt eine ein-
zelne Person, die sich bis jetzt erstaun-
lich erfolgreich aus dem Skandal um
Manipulationen bei der ADAC-Auto-
preisverleihung herausgehalten hat.
Seit 2001 steht Peter Meyer an der Spit-
ze des Präsidiums. Der 64 Jahre alte
ehemalige Speditionsunternehmer gilt
als mächtiger Lobbyist der Autofahrer,
der in Berlin und Brüssel erfolgreich
die Fäden im Hintergrund zieht, wenn
es um politische Entscheidungen geht
– etwa um den Milliardenetat für den
Straßenbau oder die Einführung des
Biokraftstoffgemischs E10. Mindes-
tens ebenso viel Einfluss hat er auf das
Geflecht der ADAC-eigenen Firmen
mit einem Milliardenumsatz, die jetzt
ins Gerede kommen.

Meyer hat ohne größere Umwege
Karriere gemacht und hat es bisher
trotzdem geschafft, in der öffentlichen
Wahrnehmung ein harmloser Kumpel-
typ mit Ruhrpottakzent zu bleiben.
Sein Spitzname ist Vereinsmeyer. Der
Ausbildung zum Speditionskaufmann
folgten das Studium der Betriebswirt-
schaft und die Selbständigkeit als Spe-
diteur. Meyer – der selbst gerne viel
und schnell Auto fährt, zeitweise einen
Jaguar – gehört inzwischen zum Urge-
stein des ADAC. Schon 1970 trat er in
den Allgemeinen Deutschen Automo-
bil-Club ein, Ortsverband Mülheim/
Ruhr. Ab 1999 erster Vizepräsident des
Clubs, wurde er im Mai 2001 Nachfol-
ger des langjährigen Präsidenten Otto
Flimm, der aus Altersgründen aus-
schied. Als erste Amtshandlung traf er
sich mit dem damaligen Bundeskanz-
ler Gerhard Schröder und diskutierte
über einen Runden Tisch zum Thema
Mobilitätskosten. Bundeskanzlerin An-
gela Merkel erinnerte er kürzlich rüde
an ihr „Nein zur Pkw-Maut“.

Meyer führt mit dem Präsidium des
ADAC genau das Gremium, welches
die Geschäftsführung beruft und ent-
lässt. Hält man den Rücktritt des Kom-
munikationschefs für ein bloßes Bau-
ernopfer, dann müsste jetzt Meyer ak-
tiv werden und die Geschäftsführung
auswechseln. Die Macht und den Rück-
halt dazu hätte er. Schließlich hat sich
in seiner Amtszeit die Zahl der Mitglie-
der von 14 Millionen auf 19 Millionen
erhöht und mit den Mitgliedsbeiträgen
baute der ADAC sein Firmennetz zum
Milliardenkonzern aus. Zuletzt legte er
seinen Ehrgeiz in den entstehenden
Markt der Fernbuslinien: „Natürlich
wollen wir Marktführer werden“, skiz-
ziert er seine unbescheidenen Ziele.

Meyer stammt aus dem westfäli-
schen Wiedenbrück, einer Region, de-
ren Bewohnern Sturheit nachgesagt
wird. Dennoch sollte es ihm möglich
sein, das für einen Schlussstrich in der
Manipulationsaffäre notwendige Erre-
gungsniveau zu erreichen. Schließlich
wettert er über jeden einzelnen Stau
auf deutschen Straßen, als hätte er
selbst darin gestanden. Doch jetzt, wo
es um die Glaubwürdigkeit des ADAC
als Verbraucherschutzorganisation
geht, war von ihm tagelang kaum et-
was zu hören.   CHRISTOPH RUHKAMP

D as war zu erwarten: Die Einla-
dung des UN-Generalsekretärs

Ban Ki-moon an Iran, an der Syrien-
Konferenz teilzunehmen, hätte die gan-
ze Veranstaltung beinahe zum Schei-
tern gebracht, noch bevor sie begonnen
hat. Hatte Ban womöglich Signale aus
Teheran (und vielleicht aus Moskau) er-
halten, dass Iran nicht mehr bedin-
gungslos am syrischen Machthaber As-
sad festhalten werde? In jedem Fall hat
sich der UN-Generalsekretär zwischen-
zeitlich auf ein gefährliches Wagnis ein-
gelassen – bevor er nun doch noch die
Notbremse zog. Iran, der Militärausrüs-
ter des syrischen Regimes, war nicht ge-
neigt, die Vorbedingung zu akzeptie-
ren, dass eine Übergangsregierung in
Damaskus das Ziel sei, und so eine Min-
derung seines Einflusses zu riskieren.
Und Diktator Assad denkt nach wie vor
nicht daran, das Feld zu räumen. Seine
Ankündigung, für eine dritte Amtszeit
zu kandidieren, ist eine Provokation
am Vorabend der Verhandlungen. Die-
ser Mann will die Macht weder abge-
ben noch teilen.

Am Genfer See wäre deshalb schon
ein Wunder nötig, um dem Kriegsge-
schehen in Syrien Einhalt zu gebieten.
Vermutlich dürfte am Ende der Woche
kein einziger Flüchtling Grund haben,
zurückzukehren. Insofern war der
Streit um die Rolle Irans mehr als nur
ein diplomatisches Vorgeplänkel. Apro-
pos Diplomatie: Am Montag trat die
Übergangsregelung im Atomkonflikt
mit Iran in Kraft. Das Regime hat seine
Anreicherung wie vereinbart herunter-
gefahren. Das ist aber nur der Anfang.
Jetzt läuft die Uhr für den Abschluss ei-
nes umfassenden Abkommens. Am 20.
Juli wird man sehen, wie weit Irans
„Konstruktivität“ auf diesem Feld tat-
sächlich reicht.

Peter MEYER  Foto dpa

Iran, Iran
Von Klaus-Dieter Frankenberger

 DÜSSELDORF, 20. Januar
Svenja Schulze ist eine freundliche Per-
son. Man kann mit der nordrhein-westfä-
lischen Wissenschaftsministerin trefflich
über dies und das plaudern. Natürlich hat
die Sozialdemokratin auch Überzeugun-
gen. Die Abschaffung der Studiengebüh-
ren war ihr ein wichtiges Anliegen auf
dem Weg zur „Bildungsgerechtigkeit“. Es
gab manchen Einwand gegen die Ab-
schaffung der nach sozialen Gesichts-
punkten gestaffelten Gebühren. Der
wichtigste war: Das hochverschuldete
Land kann sich den Schritt gar nicht leis-
ten, denn es muss seinen Hochschulen
nun Jahr für Jahr als Kompensation 249
Millionen Euro geben. Hinweise auf die
Schuldenbremse, die auch Nordrhein-
Westfalen dazu zwingt, von 2020 an kei-
ne neuen Schulden aufzunehmen, ließ
die rot-grüne Landesregierung nicht gel-
ten. Taktisch immerhin ließ sich die Ab-
schaffung gut begründen: Sie war 2010 ei-
nes der zentralen Wahlversprechen von
SPD und Grünen gewesen.

Nun hat sich die Wissenschaftsministe-
rin an ein Vorhaben gemacht, das sie ver-
mutlich für das zentrale Reformverspre-
chen ihrer politischen Karriere hält: die
Novellierung des Hochschulgesetzes. An-
ders als für die Abschaffung der Studien-
gebühren gibt es dafür aber noch nicht
einmal eine wahltaktische Begründung.
Im Gegenteil. Die Hochschulen sind mit
dem vom früheren Wissenschaftsminis-
ter Andreas Pinkwart (FDP) initiierten
„Hochschulfreiheitsgesetz“ sehr zufrie-
den. Die Norm verschaffte den Hochschu-
len weitgehende Autonomie und gilt in
der deutschen Wissenschaftsszene als
vorbildlich. Auch Sozialdemokraten wie
die frühere hessische Finanzministerin
Annette Fugman-Heesing, die heute Vor-
sitzende der nordrhein-westfälischen
Hochschulräte ist, sehen das so. Das Wis-
senschaftsministerium in Düsseldorf kön-
ne nicht ein ernsthaftes Problem benen-
nen, das eine Novelle rechtfertige, sagt
Fugmann-Heesing.

Ministerin Schulze hätte in den verblei-
benden gut drei Jahren bis zur nächsten
Landtagswahl auf der Grundlage des be-
stehenden Gesetzes souverän Akzente
setzen und an ihrem wissenschaftspoliti-
schen Image feilen können. Aber die frü-

here Asta-Vorsitzende der Ruhr-Universi-
tät Bochum hat sich entschieden, ohne
Not einen bildungspolitischen Großkon-
flikt vom Zaun zu brechen. Mit ihrem Re-
ferentenentwurf für ein „Hochschulzu-
kunftsgesetz“ hat sie binnen weniger Wo-
chen die gesamte Hochschullandschaft
Nordrhein-Westfalens gegen sich aufge-
bracht. Schulze schwebt der große wis-
senschaftspolitische „roll back“ vor, sie
will die Universitäten eng an die Kanda-
re nehmen. Geplant ist ein umfassendes
System des Dauermisstrauens und eine
komplette Steuerung. Allzeit soll das Wis-
senschaftsministerium künftig strafend
durchgreifen dürfen. Es soll sogar mög-
lich sein, jenen Universitäten und Fach-
hochschulen, die nicht spuren, schon zu-
gewiesene Mittel wieder zu kürzen.

Bis in den Kern hinein gedenkt Schul-
ze das Selbstverwaltungsrecht der Hoch-
schulen zu beschneiden. Künftig soll das
Ministerium einem Fachbereich sogar
das Promotionsrecht entziehen dürfen.
Regelungen wie diese sind verfassungs-
rechtlich so offensichtlich bedenklich,
dass sich die Frage stellt, wie Frau Schul-
zes Apparat auf die Idee kommen konn-
te, sie in das zentrale Gesetzesvorhaben
des Ressorts aufzunehmen. Gibt es nie-

manden, der Svenja Schulze, die ohnehin
als schwächste Ministerin der rot-grünen
Regierung gilt, wenigstens vor dem gröbs-
ten Unfug schützt?

Derzeit vergeht kaum ein Tag, ohne
dass die Ministerin eine neue Protestnote
erreicht. Einmütig warnt die Landesrek-
torenkonferenz vor einem monokrati-
schen System, in dem das Wissenschafts-
ministerium mit umfassender Machtfülle
agieren könne. „Zukünftig kann sich die
Ministerialbürokratie bei Nichtgefallen
nicht nur über eine Hochschule und ihre
Gremien hinwegsetzen, sondern auch
weitgehend ohne parlamentarische Kon-
trolle operieren“, heißt es in der Stellung-
nahme der Rektoren. In einem mittler-
weile von mehr als 800 Wissenschaftlern
unterzeichneten Aufruf des Deutschen
Hochschulverbands (DHV) wird die Mi-
nisterin aufgefordert, ihren Entwurf zu-
rückzuziehen. An die Stelle von Freiheit,
Autonomie und Selbstverantwortung der
Hochschulen trete ohne nähere inhaltli-
che Begründung ein bürokratisches Kor-
sett mit engen Vorgaben und kleinteiliger
Detailsteuerung. „Der Entwurf orien-
tiert sich nach unserer Auffassung an fal-
schen Zielen und ist nicht zukunftsorien-
tiert, sondern rückwärtsgewandt“, sagt

der Vorsitzende des nordrhein-westfäli-
schen DHV-Landesverbands, Wolfgang
Löwer, der in Bonn Rechtswissenschaf-
ten lehrt und als Richter am Landesver-
fassungsgerichtshof in Münster tätig ist.

Die nordrhein-westfälische Akademie
der Wissenschaften und der Künste weist
die Ministerin auf ein peinliches Ver-
säumnis hin: Auf eine Evaluation des be-
stehenden Gesetzes sei schlicht verzich-
tet worden. Wie umfassend der Unmut in
den Gremien und bei allen Gruppen an
den Hochschulen mittlerweile ist, macht
das Beispiel Heinrich-Heine-Universität
Düsseldorf deutlich: Dort haben sich Stu-
denten, Senat, Rektorat und Hochschul-
rat zu einer sonst kaum vorstellbaren Pro-
testallianz zusammengeschlossen.

Auch die Wirtschaft meldet sich zu
Wort, weil sie sich um Wettbewerb und
Innovationsfähigkeit sorgt. Mit dem Ent-
wurf treibe das Land gezielt einen Keil
zwischen Hochschulen und Betriebe,
heißt es vom Bundesverband der mittel-
ständischen Wirtschaft. „Die Offenle-
gung von Drittmittelverträgen zwischen
Unternehmen und Hochschulen zählt zu
den ungewöhnlichsten Ideen, das Recht
auf Vertragsfreiheit einzuschränken, die
uns die Politik seit langem vorgelegt
hat“, heißt es in der Stellungnahme des
Verbands.

Arbeitgeberpräsident Horst-Werner
Maier-Hunke prophezeit, dass es künftig
keine Forschungsaufträge aus der Wirt-
schaft für Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen mehr geben werde. Kein Unter-
nehmen wolle seine Forschungsaufträge
auf dem Altar der Öffentlichkeit und der
Konkurrenz präsentiert sehen. Die Hoch-
schulrektorenkonferenz verweist auf die
bewährte Praxis, die Informationen nach
Projektabschluss zu veröffentlichen.
Durch eine vorzeitige Veröffentlichung
und den drohenden Wegfall von Drittmit-
teln seien an den nordrhein-westfäli-
schen Universitäten 2500 Arbeitsplätze
vorwiegend junger Forscher gefährdet.

Ministerin Schulze gibt sich vom
Sturm der Kritik unbeeindruckt. Sie will
an ihren Plänen festhalten. Sogar die
Schuldenbremse, die beim Thema Studi-
engebühren noch keine Rolle spielen
durfte, führt die Sozialdemokratin nun
in ihrer Not ins Feld. Auch die Hochschu-
len müssten den Sinn ihrer Ausgaben
nachweisen.

Fremde Federn: Volker Rühe

Deutschland muss führen

Vereinsmeyer

Ohne Not in Not
Nordrhein-Westfalens Wissenschaftsministerin greift die Hochschulautonomie an / Von Reiner Burger
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